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N iederschr i f t  

über die Sitzung des Sozialausschusses des Landkreises Cloppen-

burg am Dienstag, dem 10.08.2010, 16:00 Uhr, im Sitzungssaal 2 des 

Kreishauses in Cloppenburg 

 
 
 
Anwesend 

Vorsitzende/r 
1. Kreistagsabgeordneter Ludger Niehaus  

Mitglieder 
2. Kreistagsabgeordneter Hubert Hannöver  

Vertretung für Frau Christa Huster-Klatte 
3. Kreistagsabgeordneter Johannes Loots  
4. Kreistagsabgeordnete Ursula Meyer  
5. Kreistagsabgeordneter Bernhard Möller  
6. Kreistagsabgeordneter Alois Niemann  
7. Kreistagsabgeordneter Stefan Riesenbeck  
8. Kreistagsabgeordneter Heinrich Schwarte  
9. Kreistagsabgeordneter Wilhelm Tellmann  
10. Kreistagsabgeordnete Julia Wienken  

Zugewählte beratende Mitglieder 
11.  Rainer Feldhaus  
12.  Hans-Jürgen Hoffmann  
13.  Hans-Jürgen Lehmann  
14.  Marianne von Garrel  

Vertretung für Frau Brigitte Siebum 
15.  Josef Wolking  

Verwaltung 
16. Erster Kreisrat Ludger Frische  
17. Kreisoberamtsrätin Gabriele Schröder  
18. Gleichstellungsbeauftragte Dr. Christina Neumann  
19. Pressesprecher Ansgar Meyer  
20. Medizinalrat Dr. Walter Götte  
21. Richterin Cornelia Häcker  

Protokollführer/in 
22. Kreisamtsrat Josef Potthast  

Gäste 
23. Geschäftsführer der ARGE Clop-

penburg 
Dieter Müller  

Es fehlte/n: 
24. Kreistagsabgeordneter Peter Friedhoff  
25. Kreistagsabgeordnete Gudrun Lüdders  
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Tagesordnung: 
 1 .  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungsgemä-

ßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 

   
 2 .  Feststellung der Tagesordnung  
   
 3 .  Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 26.01.2010  
   
 4 .  Neuorganisation SGB II V-SOZ/10/003 
   
 5 .  Mitteilungen  
   
 6 .  Einwohnerfragestunde  
   
 
 
 
 
 
 1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 

Beschlussfähigkeit 
 

 
Der Vorsitzende, Kreistagsabgeordneter Niehaus, eröffnete um 16.00 Uhr die Sitzung, be-
grüßte die Anwesenden und stellte die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit 
fest.  
 
Vorsitzender Niehaus begrüßte als Gast Herrn Dieter Müller, Geschäftsführer der Arbeits-
gemeinschaft im Landkreis Cloppenburg (ARGE).  
 
 
 
 
 2. Feststellung der Tagesordnung 
 

 
Die Tagesordnung wurde von den Ausschussmitgliedern – wie veröffentlicht – angenommen.  
 
 
 
 3. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 26.01.2010 
 

 
Die Niederschrift über die Sitzung am 26.01.2010 wurde einstimmig angenommen. 
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 4. Neuorganisation SGB II 

Vorlage: V-SOZ/10/003 
 

 
Kreisoberamtsrätin Schröder  trug den Sachverhalt entsprechend der Vorlagen-Nr.: V-
SOZ/10/003 vor. 
 
Sei wies ergänzend darauf hin, dass die Verteilung der zusätzlichen Optionsplätze auf die 
Bundesländer noch nicht feststehe. Dies werde voraussichtlich erst im September 2010 auf 
der Tagesordnung des Bundesrates stehen. Nach dem derzeitigen Diskussionsstand könn-
ten sich für Niedersachsen 3 bis 4 weitere Optionsplätze ergeben.  
 
Auf Frage des Kreistagsabgeordneten Riesenbeck erklärte Kreisoberamtsrätin Schröder, 
dass bislang nicht bekannt sei, ob eine bisherige Optionskommune keinen Antrag auf Entfris-
tung der bisherigen Zulassung als kommunaler Träger stelle, um künftig gemeinsam mit der 
Agentur für Arbeit ein Jobcenter zu betreiben.  
 
Kreisoberamtsrätin Schröder äußerte die Auffassung, dass die Chancen für die Zulassung 
als Optionskommune für den Landkreis Cloppenburg eher gering seien. Wichtiger und ent-
scheidungsrelevanter sei aber, dass der Landkreis mit der Zusammenarbeit mit der Agentur 
für Arbeit in der Arbeitsgemeinschaft (ARGE) zufrieden sei und von einer weiterhin guten 
Kooperation ausgehen könne.  
 
Kreisoberamtsrätin Schröder erläuterte abschließend, dass in dieser Sitzung die Beschluss-
empfehlung für den Kreistag zu fassen sei, ob der Landkreis Cloppenburg einen Antrag auf 
Zulassung als kommunaler Träger aller  
SGB II-Aufgaben stellen wolle.  
 
Vorsitzender Niehaus dankte für die Ausführungen und bat um Wortmeldungen.  
 
Auf Frage des Kreistagsabgeordneten Loots zur Rückübertragung von Aufgaben auf Dritte 
(Seite 3 der Vorlage) erläuterte Kreisoberamtsrätin Schröder, dass diese Möglichkeit insbe-
sondere für die sogenannten flankierenden Leistungen genutzt werden könne. Nach der 
Rechtslage übernehme die gemeinsame Einrichtung (Jobcenter) sämtliche Aufgaben. Damit 
würden auch die derzeit nicht auf die ARGE übertragenen flankierenden Leistungen wie 
Schuldner-, Sucht- und psychosoziale Beratung sowie Kinderbetreuung zunächst auf die 
gemeinsame Einrichtung übergehen. Um die bewährten Strukturen dieser Leistungen beizu-
behalten, bestehe aber die Möglichkeit, die Aufgaben wieder auf die bisherigen Träger, also 
auf die Wohlfahrtsverbände und Kommunen (zurück) zu übertragen.  
 
Vorsitzender Niehaus ergänzte, dass dies in einer noch abzuschließenden Vereinbarung zu 
regeln sei. Es gebe keinen Grund, die bisherige Regelung – Übertragung der Aufgaben auf 
die Wohlfahrtsverbände und Kommunen – zu ändern.  
 
Kreistagsabgeordneter Loots bat des Weiteren um Auskunft zum kommunalen Anteil an den 
Verwaltungskosten der ARGE. Erster Kreisrat Frische erklärte, dass der Anteil des Landkrei-
ses wie bisher bei 12,6 % liege. Künftig sei dieser Anteil allerdings im SGB II gesetzlich ge-
regelt. Im laufenden Haushaltsjahr seien für den kommunalen Finanzierungsanteil an den 
Verwaltungskosten der ARGE knapp 800.000 € eingeplant.  
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Kreistagsabgeordneter Riesenbeck fragte, ob die bei der Zusammenlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe ab 2005 erwarteten Synergieeffekte eingetreten seien. Es habe im-
mer wieder Personalaufstockungen gegeben.  
 
Kreisoberamtsrätin Schröder verwies darauf, dass die Personalaufstockungen der ARGE in 
den ersten Jahren insbesondere in den weitaus zu gering angesetzten Planzahlen aus 2004 
begründet seien.  
 
ARGE-Geschäftsführer Müller merkte an, dass sich die Situation in den Sozialämtern und 
der damaligen Arbeitsverwaltung kaum noch mit der heutigen Aufgabenstellung in der ARGE 
vergleichen ließe. Die ARGE habe den Auftrag, jeden Arbeitsuchenden zu vermitteln bzw. 
zunächst vorhandene Vermittlungshemmnisse abzubauen. Dies erfordere einen höheren 
Personaleinsatz.  
 
Erster Kreisrat Frische meinte, dass Ende 2004 über 50 Mitarbeiter/innen in den Sozialäm-
tern der Städte und Gemeinden beschäftigt gewesen seien. Davon sei ein Großteil abgebaut 
und mit anderen Aufgaben betraut worden. Vor der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe im Jahre 2005 habe es bei den Sozialämtern und der Agentur für Arbeit viele Pa-
rallelstrukturen gegeben. Diese seien entfallen, was zu erheblichen Synergieeffekten geführt 
habe.  
 
Kreistagsabgeordneter Möller erläuterte, dass die CDU-Fraktion das Thema intensiv beraten 
habe. Nach Abwägung aller Gesichtspunkte sei die CDU-Fraktion zu der Auffassung gelangt, 
dass sich die mit der Arbeitsgemeinschaft (ARGE) aufgebauten Strukturen zur Erledigung 
der Aufgaben nach dem SGB II bewährt hätten. Aufgrund der Erwartung, dass sich die gute 
Zusammenarbeit von Agentur für Arbeit und Landkreis im künftigen Jobcenter fortsetze, 
empfehle er, keinen Antrag auf Zulassung als kommunaler Träger zu stellen.  
 
Kreistagsabgeordneter Riesenbeck erklärte, dass sich die SPD-Fraktion ebenfalls für die 
Weiterführung der ARGE in der Form des Jobcenters ausspreche. Aus seiner Sicht sei je-
doch eine Reihe von Verbesserungen möglich. So gäbe es in der ARGE zu viele Personal-
veränderungen bzw. zu viele befristet Beschäftigte. Bedenklich sei ferner, dass in den Rege-
lungen zur Neuorganisation die Zuweisung des Personals auf 5 Jahre befristet werde. Vor 
dem Hintergrund, dass langzeitarbeitslose Menschen mit teils erheblichen Problemen auf ein 
schwieriges gesetzliches Regelwerk treffen würden, sei es sinnvoll, den Anteil der befristet 
beschäftigten Mitarbeiter in der ARGE möglichst gering zu halten, um eine hohe Fachkompe-
tenz zu gewährleisten. Zu bedenken sei dabei, dass die Bedarfsgemeinschaften nicht selten 
inhomogene Familien mit den unterschiedlichsten Problemen seien. Kreistagsabgeordneter 
Riesenbeck regte darauf bezogen an, besonders geschulte Ansprechpartner für die unter-
schiedlichen Problemkreise anzubieten. Außerdem sei zu hinterfragen, weshalb die kommu-
nalen Beschäftigten wieder zu den Städten und Gemeinden zurückstrebten.  
 
Letztendlich, so Kreistagsabgeordneter Riesenbeck abschließend, halte er das Servicecen-
ter für zu schwerfällig, um den kurzfristigen Problemen der Hilfesuchenden gerecht zu wer-
den.  
 
Vorsitzender Niehaus dankte für die Anregungen. Er betonte, dass die Entfristung der Ar-
beitsverträge in der ARGE ein anzustrebendes Ziel sei.  
 
Kreistagsabgeordneter Niemann meinte, dass die früheren Mitarbeiter/innen der Sozialämter 
in der ARGE unzufrieden seien. Er erkundigte sich nach der Beschäftigung von Leiharbeitern 
in der ARGE.  
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ARGE-Geschäftsführer Müller widersprach der Darstellung, dass die kommunalen Beschäf-
tigen unzufrieden seien. Nach seiner Einschätzung sei das Betriebsklima sehr gut. Bei einem 
Personalbestand von über 90 Mitarbeiter/innen gäbe es natürlich eine fortlaufende Fluktuati-
on. Sofern den kommunalen Beschäftigten von ihren Herkunftsbehörden günstigere, insbe-
sondere höher bewertete Arbeitsplätze angeboten würden, sei es ihnen nicht zu verdenken, 
wenn sie sich bewerben. Hinsichtlich der Amtshilfekräfte, die über die Beschäftigungsgesell-
schaft „Vivento“ eingestellt wurden, erklärte ARGE-Geschäftsführer Müller, dass diese mitt-
lerweile gut geschulte und eingearbeitete Verwaltungsmitarbeiter seien. Leiharbeiter gebe es 
bei der ARGE nicht.  
 
Vorsitzender Niehaus dankte für die Wortmeldungen und stellte den Antrag des Kreistags-
abgeordneten Möller zur Abstimmung. 
 
 
 
Der Sozialausschuss beschloss einstimmig, bei einer Stimmenthaltung, dem Kreistag 
zu empfehlen, keinen Antrag auf Zulassung des Landkreises Cloppenburg als kom-
munaler Träger im Sinne des § 6 a Abs. 2 SGB II ( BGBl. I S. 1112 ff. v. 10.08.2010) zu 
stellen.  
 
 
 
 
 5. Mitteilungen 
 

 
Medizinalrat Dr. Götte erläuterte das Präventionsangebot „Klick Clack“ des Gesundheitsam-
tes (siehe Anlagen 1 und 2 ).  
 
Auf Fragen der Kreistagsabgeordneten Loots und Riesenbeck erläuterte Medizinalrat Dr. 
Götte, dass das Angebot freiwillig, vertraulich, aufsuchend, für die Familien kostenlos und 
damit niedrigschwellig sei. Dieses Angebot sei vom Gesundheitsamt bereits vor einigen Mo-
naten auf den Weg gebracht worden. Mit allen auf Kreisebene vorhandenen Akteuren aus 
dem medizinischen Bereich und der Jugendhilfe sowie den Familienhebammen und den 
Schwangerschaftsberatungsstellen sei Kontakt aufgenommen worden. Für die Zukunft wer-
de eine noch engere Vernetzung angestrebt. Alle Stellen, wo Familien auflaufen könnten, 
seien informiert worden, auch die Ärzte und Kliniken. 
 
Gleichstellungsbeauftragte Dr. Neumann ergänzte, dass die Vorstellung bei den verschiede-
nen Institutionen stets eine positive Resonanz ergeben hätte. Nunmehr sei eine Lücke in der 
Prävention der bis 3-jährigen geschlossen. Das Angebot, das Beratungsgespräch im häusli-
chen Bereich durchzuführen, werde zu dem eher angenommen, als der Vorschlag, zum Ge-
sundheitsamt zu gehen.  
 
Auf Frage des Kreistagsabgeordneten Schwarte verwies Medizinalrat Dr. Götte darauf, dass 
es im Landkreis Emsland sowie in der Stadt Oldenburg vergleichbare Präventionsmaßnah-
men gäbe. Dort seien gute Erfahrungen mit diesem Angebot gemacht worden.  
 
Beratendes Mitglied Hoffmann bat um Auskunft, worin die Vorteile dieser Maßnahme gegen-
über der Tätigkeit der Hausärzte liegen würden. Medizinalrat Dr. Götte erläuterte, dass die 
Familien zu Hause aufgesucht würden, also das gesamte häusliche Umfeld einbezogen und 
das Beratungsgespräch ohne Zeitdruck durchgeführt werden könne. Nach der  Beratung der 
Familien erfolge zudem eine Kontrolle der Umsetzung.  
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Kreistagsabgeordnete Meyer fragte, wer diese Aufgabe dem Gesundheitsamt übertragen 
habe und wie die Finanzierung aussehe.  
 
Medizinalrat Dr. Götte erläuterte, dass es sich um eine gesetzliche Pflichtaufgabe des Ge-
sundheitsamtes im Rahmen der Gesundheitsprävention handele. Nach § 4 des Nds. Gesetz 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst habe das Gesundheitsamt präventive und gesund-
heitsfördernde Maßnahmen zu veranlassen, zu unterstützen und zu koordinieren oder sie 
auch selbst durchzuführen.   
 
Erster Kreisrat Frische ergänzte, dass die Personal- und Sachkosten im Kreishaushalt ver-
anschlagt seien. Das Gesundheitsamt habe, so Erster Kreisrat Frische weiter, vor dem Prob-
lem gestanden, dass es in den Familien immer häufiger Defizite gebe und dies zunehmend 
auch für Kinder bis zum 3. Lebensjahr gelte. Er verwies in diesem Zusammenhang auf nicht 
selten versäumte Schutzimpfungen oder Vorsorgeuntersuchungen für Kinder. Vor dem Hin-
tergrund der zunehmenden Probleme habe sich die Kreisverwaltung entschlossen, mit dieser 
Maßnahme die notwendigen Hilfen frühzeitig und effektiv anzubieten.  
 
Kreistagsabgeordneter Loots äußerte, dass dieses Präventionsangebot eine wichtige und 
sinnvolle Aufgabe erfülle, die sich in der Zukunft sicherlich auszahle.  
 
Kreistagsabgeordnete Meyer vertrat abschließend die Auffassung, dass ein gesellschaftli-
ches Versäumnis vorliege, wenn Familien über solche Maßnahmen angehalten werden 
müssten, für die Erhaltung der Gesundheit ihrer Kinder Sorge zu tragen. Hier seien bereits 
die Schulen gefordert. Langfristig sei die Gesellschaft insgesamt für dieses Thema zu sensi-
bilisieren.  
 
 
 
 6. Einwohnerfragestunde 
 

 
Es wurden keine Fragen gestellt. 
 
 
 
Um 16:50 Uhr schloss der Vorsitzende die Sitzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorsitzender Niehaus Erster Kreisrat Frische Protokollführer Potthast 

 


